
■ Ausschreibung
Architekturpreis
des Klempner-
handwerks
Der bereits zur Traditi-
on gewordene Architek-
turpreis des Deutschen
Klempnerhandwerks
wird auch im kommen-
den Jahr wieder verlie-
hen. Bewerben können
sich Architekten mit ei-
nem Objekt, das sie
selbst entworfen und ge-
plant haben und bei
dem die Metallarbeiten
von einem Klempner-
fachbetrieb ausgeführt
wurden, der Mitglied
der Klempnerinnung ist. Der
Preis ist mit DM 30 000 dotiert.
Weitere Objekte können eine
Belobigung erfahren. Die Preis-
verleihung erfolgt im Rahmen
des Deutschen Klempnertages
‘98 am 12./13. November 1998
in Kassel. Die Ausschreibungs-
unterlagen sind ab Oktober die-
ses Jahres beim ZVSHK erhält-
lich, Interessenten können sich
schon jetzt vormerken lassen. 

■ Klempnerei
ZVSHK widerspricht
Dachdeckfachregeln 
Die Kompetenz für die Klemp-
nerfachregeln muß beim
Klempnerhandwerk verbleiben.
Diesen Anspruch untermauerte
das zuständige Referat beim
ZVSHK in einem Gespräch mit
dem Zentralverband des Deut-
schen Dachdeckerhandwerks.
Das vom ZVSHK 1979 erstellte
und stets fortgeschriebene Re-
gelwerk für Metalleindeckungen
sei fachlich und vergaberecht-
lich eng mit der VOB 18339, der
Verdingungsordnung für Baulei-
stungen im Bereich der Klemp-
nerarbeiten, verknüpft. Alle
wichtigen technischen Regeln
seien umfangreich dargestellt
und besprochen. Es bestehe da-

her keine Notwendigkeit für eine
weitere Fachregel für Metallar-
beiten an Dächern und Fassaden.
Dem vom Zentralverband des
Deutschen Dachdeckerhand-
werks vorgelegten Entwurf eines
weiteren Regelwerkes für Me-
tallarbeiten im Dachdeckerhand-
werk wurde deshalb vom ZV-

SHK widersprochen. Die betrof-
fenen Verkehrskreise würden
durch weitere Publikationen ver-
unsichert und die Gefahr einer
Rechtsunsicherheit entstünde.
Zu einer verstärkten Berück-

sichtigung der für das Dach-
deckerhandwerk bei Metallar-
beiten wichtigen Bereiche der
„An- und Abschlüsse“ erklärte
sich der ZVSHK dagegen im
Rahmen der nächsten Überar-
beitung der Klempnerfachregeln
bereit.

■ Umweltschutz
Holzöfen keine Dioxin-
Schleudern
Holzfeuerungsanlagen sind
nachweislich keine „Dioxin-
Schleudern“. Dies bestätigen
Untersuchungen der Techni-
schen Universität München und
des Bayerischen Landesamtes
für Umweltschutz. Deren
Meßergebnisse belegen, daß das
bei der Verbrennung von natur-
belassenem Holz entstehende
Abgas aus häuslichen und ge-
werblichen Öfen Dioxine und
Furane in einer Konzentration
enthält, die um mehr als das
Dreißigfache unter dem Wert
liegt, die für Müllverbrennungs-
anlagen als Obergrenze gilt. Un-
bedingt zu vermeiden ist jedoch
die Mitverbrennung von Haus-
müllteilen wie Pappe, Papier
oder gar Kunststoffen. Die Nut-
zung von unbehandeltem Holz
als Brennstoff ist danach in al-

len Feuerungsanlagen unbe-
denklich, verleimte Holzreste
und solche mit chlorfreien Be-
schichtungen allerdings nur in
Anlagen mit einer Wärmelei-
stung von über 50 Kilowatt, wie
sie in holzverarbeitenden Be-
trieben üblich sind.
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Kurz belichtet

Die Verleihung des Architekturpreises war der Höhepunkt des Klempnertages ’96

ZVSHK-
Terminkalender 

17. September 1997
ZVSHK-Bundestagung,
Bonn

18. September 1997
ZVSHK-Mitgliederver-
sammlung, Bonn

25. September 1997
Sachverständigen-Seminar
für Kachelofen- und Luft-
heizungsbauer, Kleinmach-
now

26./27. September 1997
6. Brandenburger Seminar
für Kachelofen- und Luft-
heizungsbauer, Kleinmach-
now

21. bis 28. Februar 1998
7. Internationales Fortbil-
dungsseminar für das SHK-
Handwerk, Teneriffa

15./16. Mai 1998
Deutscher Kachelofen-
bauertag, Heidelberg

11./12. Juni 1998
11. Erdgasforum, Berlin

2./3. Oktober 1998
23. Deutscher Kupfer-
schmiedetag, Würzburg

12./13. November 1998
9. Deutscher Klempnertag,
Kassel



■ Arbeitskosten
UICP appelliert an 
Sozialpartner
Die Internationale Union für
Spenglerei und Sanitärinstallati-
on (UICP) nahm Anfang Mai in
Madrid zu aktuellen Arbeitge-
berfragen wie folgt Stellung: Die
Konkurrenzsituation für Klein-
und Mittelbetriebe gerade in 
der Baunebenbranche verschärft
sich zusehends. Der Preisdruck
ist äußerst groß und die Margen
sind ungenügend. Eine Verbes-
serung der Lage und damit ver-
bunden eine Sicherung von Ar-
beitsplätzen und die Bekämp-
fung von Schwarzarbeit sind nur

möglich, wenn die unternehme-
rische Freiheit und die Eigen-
verantwortung vergrößert wer-
den.
Die der UICP angeschlossenen
Verbände verlangen vordrin-
gend, daß die Arbeitszeit nicht
weiter verkürzt wird. Die insge-
samt zur Verfügung stehende
Zeit muß je nach dem pro Un-
ternehmen bestehendem Ar-
beitsvolumen flexibler als bisher
gestaltet werden können. Die
Lohnnebenkosten sind zu sen-
ken. Die Unternehmen dürfen
nicht mehr mit weiteren Abga-
ben, Steuern, Soziallasten usw.
belastet werden. Die UICP ap-
pelliert an die Sozialpartner, Ge-

werkschaften und die politisch
Verantwortlichen zur Sicherung
der Zukunft der Baunebenbran-
chen, die aufgeführten Postulate
künftig zu berücksichtigen.

■ Publikation
DVS-Richtlinie und
Merkblätter
Eine Vielzahl von Normen,
Richtlinien, Gesetzen und Ver-
ordnungen aus dem Bereich der
Fügetechnik sind auf Arbeiten
an haustechnischen Anlagen
nicht ohne weiteres zu übertra-
gen. In Zusammenarbeit mit den
Zentralverbänden der Hand-

werkswirtschaft, Instituten, Her-
stellerfirmen, der DVS-Arbeits-
gruppe „Schweißen in der Haus-
installation“ und Anwendern
wurden die DVS-Richtlinie
1901 und die Merkblätter 1902
bis 1905 erarbeitet. Sie berück-
sichtigen Techniken wie
Schweißen von Stahl, Löten so-
wie Kleben und Schweißen von
Kunststoffen. 
Der ZVSHK hat für seine Mit-
glieder eine Sonderausgabe er-
stellt, die zum Preis von DM 74
zuzüglich MwSt. und Versand-
kosten unter der Bestell-Nr. 
T 42 bei den Landesfachverbän-
den oder dem ZVSHK erhältlich
ist.
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10 Jahre Überwachungsgemeinschaft

Instanz in Sachen Umweltschutz
Seit 10 Jahren bietet
die Überwachungs-
gemeinschaft Tech-
nische Anlagen der
SHK-Handwerke
ihren Mitgliedern Hil-
fe und Unterstützung
beim Bau von Heizöl-
lagern sowie beim
Gewässer- und 
Bodenschutz. Eine
Bilanz der geleiste-
ten Arbeit und einen
Ausblick bot die Mit-
gliederversammlung
in Kassel am 3. Juni.

Mit einem Bericht über die ge-
leistete Arbeit des amtierenden
Vorstandes und speziell mit dem
Geschäftsjahr 1996 begann der
Vorsitzende Peter Hecker seinen
Vortrag. Einen Schwerpunkt bil-
det die Weiterentwicklung und
personelle Konsolidierung der
Mitarbeiter der Geschäftsstelle
in St. Augustin. An Sachthemen
standen, entsprechend dem von
Geschäftsführer Dirk Kuhrt vor-
getragenen Geschäftsbericht

1996, die Bearbeitung der Re-
gelüberwachung, die Erfüllung
der über den Überwachungsauf-
trag hinausgehenden
Aufgaben sowie die
Durchführung 
der auf der
Mitglieder-
versamm-
lung 1995
beschlos-
senen
Werbe-
kampagne
und der
Mailing-In-
itiative im
Mittelpunkt der
Aktivitäten. Eine
schnelle Reaktion erfor-
dern auch neue baurechtliche
Vorschriften im Abwasserbe-
reich, wobei Hamburg neue
Maßstäbe setzt. Auf Anregung
des Vorstandes des ZVSHK
wurde unter Beteiligung der
Überwachungsgemeinschaft und
des Landesinnungsverbandes
Hamburg ein Arbeitskreis gebil-
det, der sich mit vorbereitenden
Maßnahmen zur Umsetzung der
neuen Anforderungen in die Pra-
xis beschäftigt. Fortschritte
konnten auch bei der Kommuni-

kation zwischen der Hauptge-
schäftsstelle der ÜWG und ihren
Landesgeschäftsstellen erreicht

werden. Durch die Ein-
stellung einer neuen

Mitarbeiterin
gelang eine

wesentliche
Verbesse-
rung der
Planungs-
sicherheit
und der
terminge-

rechten Be-
arbeitung der

Geschäftsvor-
gänge. Intensi-

viert wurde außer-
dem die Schulungsmaß-

nahme für die im Überwa-
chungsbereich tätigen Sachver- 
ständigen sowie die Fachbe-
triebsschulungen.

Zehn Jahre ÜWG – 
eine Erfolgsbilanz
Mit einem Rückblick auf die
vergangenen zehn Jahre verab-
schiedete sich Michael von Bock
und Polach aus der Geschäfts-
führung der ÜWG, aus der er auf
eigenen Wunsch ausscheidet.
„Es war die 1987 erfolgte No-
vellierung des Wasserhaushalts-
gesetzes“, so der ZVSHK-
Hauptgeschäftsführer, „die den

Zentralverband zur Gründung
der Überwachungsgemeinschaft
veranlaßte. Durch intensive
Bemühungen aller Beteiligten
konnte sich die Überwachungs-
gemeinschaft, der heute rund
3000 Mitglieder angehören, als
Alternative zu handwerksfrem-
den Überwachungsorganisatio-
nen etablieren.“ Dabei wurde
das Leistungsspektrum, über die
bloße Erfüllung des Überwa-
chungsauftrages hinaus, konti-
nuierlich ausgebaut. Das Hand-
buch Gewässerschutz, die Merk-
blattreihe und der Info-Dienst
der Gemeinschaft belegen dies
eindrucksvoll. An Herausforde-
rungen mangelt es jedoch auch
in Zukunft nicht. Ein aktueller
Schwerpunkt der Arbeit der
ÜWG ist die Umsetzung von
Werbekampagnen zur Profilie-
rung ihrer Mitgliedsunterneh-
men, ein weiterer die Vorberei-
tung von Maßnahmen zur Er-
weiterung des Überwachungs-
auftrages auf dem Gebiet der
Grundstücksentwässerungen.
Auch hier bietet die SHK-Spit-
zenorganisation mit ihrem Refe-
rat Sanitärtechnik eine Fülle von
Synergiepotentialen, die in voll-
em Umfang genutzt werden sol-
len.

Das Leistungsspek-
trum der Überwa-

chungsgemeinschaft
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Kontinuität 
im Wandel
Nach in überzeugen-
der Einstimmigkeit
erteilter Entlastung
von Vorstand und
Geschäftsführung
standen die Neuwah-
len auf der Tages-
ordnung. Doch zu-
nächst galt es, ein
Mitglied zu ehren,
das die Arbeit der
Überwachungsge-
meinschaft nachhal-
tig geprägt hatte:
Günter Endrikat,
weit über die Bran-
che hinaus bekannte
Kapazität, verab-
schiedete sich aus
der aktiven Tätigkeit
und wurde mit uneingeschränk-
ter Zustimmung zum ersten Eh-
renmitglied der Überwachungs-
gemeinschaft ernannt. Einen Be-
weis für die Zufriedenheit mit
der geleisteten Arbeit lieferten
die Neuwahlen des Vorstandes:
Einstimmig zum Vorsitzenden
wiedergewählt wurde Peter
Hecker, Nordrhein-Westfalen,
ebenso wie sein Stellvertreter
Helmut Diehl, Hessen. Zur Wie-
derwahl stellte sich ebenfalls
Rolf Richter, Schleswig-Hol-
stein, und als Nachfolger von
Günter Endrikat Kilian Huber
aus Baden-Württemberg. Auch
hier erfolgte die Wahl ohne Ge-
genstimmen. Die Kontinuität der
Arbeit in den kommenden Jah-
ren ist damit gewährleistet.

Marketing als 
neue Aufgabe
Der Energiemarkt in Deutsch-
land ist heiß umkämpft: Erdgas,
Heizöl und regenerative Energi-
en, das sind die Alternativen,
zwischen denen sich der sparsa-
me und umweltbewußte Ver-
braucher entscheiden muß. Das
Institut für Wirtschaftliche Öl-
heizung, Hamburg, und die
Überwachungsgemeinschaft pla-
nen deshalb eine gemeinsame
Marketing-Initiative an, die dem
Heizungsbauer-Handwerk zu-
sätzliche Impulse geben und das
bewährte System Ölheizung bei
gleichzeitiger Profilierung der
ausführenden Fachbetriebe der

ÜWG unterstützen soll. Ge-
meinsame Aktivitäten von Hei-
zungsbauern und Mineralölhan-
del, so lautet die Devise. Eine
breit angelegte Informations-
kampagne, bestehend aus attrak-
tiv und informativ gestalteten
Anzeigen, die umfassende In-
formation der Mitgliedsbetriebe
der ÜWG über neue Chancen
moderner Ölheizungssysteme
unter dem überarbeiteten Logo
der Überwachungsgemeinschaft
dient der Darstellung nach
außen. Die Kampagne, deren
Präsentation bei den Anwesen-
den auf große Zustimmung stieß,
soll noch in diesem Herbst be-
ginnen.

Zeitbombe 
Abwasserkanäle
Eine weitere Herausforderung
an die Überwachungsgemein-
schaft sind neue Anforderungen
an die Grundstücksentwässe-
rung. Tatsächlich tickt unter un-
seren Füßen eine ökologische
Zeitbombe: Aus Millionen Kilo-
metern öffentlicher und privater
Abwasserleitungen sickern jähr-
lich unvorstellbare Mengen an
verschmutzten Abwasser in das
Erdreich. In höchster Gefahr ist
damit auch das Grundwasser.
Speziell an den Bereich der
häuslichen Entwässerungsanla-

gen wurden und werden in Zu-
kunft verstärkt strengere Anfor-
derungen gestellt. Der bisher
weit verbreiteten Praxis, daß je-
des Bauunternehmen oder sogar
der Grundstücksbesitzer selbst
seinen Kanalanschluß herstellte,
soll damit ein Riegel vorgescho-
ben werden. Zuständig für die
Anforderungen an und die Zu-
lassung solcher Fach-
betrieben sind die
Kommunen. Wie ei-
ne solche Regelung
aussieht, darüber re-
ferierte Harald Koch
am konkreten Bei-
spiel der Hansestadt
Hamburg. Das Er-
richten, Ändern und
Abbrechen von Anla-
gen zur Grundstücks-
entwässerung darf
nach Paragraph 13 b
des Hamburgischen
Abwassergesetzes 
nur noch von aner-
kannten Fachbetrieben durchge-
führt werden. Der Landesin-
nungsverband Hamburg, der
ZVSHK und die Überwa-
chungsgemeinschaft haben sich
deshalb mit der zuständigen
Behörde in Verbindung gesetzt,
um zum beabsichtigten Verfah-
ren Stellung zu nehmen.
Und so sehen diese Bedingun-
gen aus: Der Betrieb wird, wenn
er die Zulassung beantragt, auf
seine Eignung hin geprüft. Dazu
gehört, daß er neben Fachperso-
nal auch über die erforderliche

technische Ausrüstung, zur
Durchführung von Druckprü-
fungen für Entwässerungsleitun-
gen beispielsweise, verfügt. Die
für den Bau, die Sanierung oder
den Abbau eingesetzten Fach-
kräfte müssen sich einer regel-
mäßigen Schulung, mindestens
alle fünf Jahre, unterziehen. Ge-
nau definiert sind auch die ein-
zelnen Arbeitsbereiche, vom
Bau erdverlegter Grundleitun-
gen über die grabenlose Verle-
gung oder Sanierung solcher
Grundleitungen bis hin zur
Druckprüfung. Vorgesehen ist
auch eine Überprüfung der Be-
triebe mit Stichproben an den
Baustellen durch die Techni-
schen Leiter und Sachverständi-
ge der Landesstellen der Über-
wachungsgemeinschaft.

Andere Länder 
ziehen nach
Was Hamburg vorgemacht hat,
dürfte in anderen Bundesländern
nicht mehr lange auf sich war-
ten lassen. In Bremen beispiels-
weise orientiert man sich bereits
am Hamburger Modell. Eben-
falls weit fortgeschritten, wenn

auch mit anderen Vorgaben, ist
die Stadt Köln. Daß die Kom-
petenz für diesen Bereich des
Umweltschutzes bei den Kom-
munen liegt, läßt eine Fülle un-
terschiedlichster Regelungen er-
warten, dies ist für die Überwa-
chungsgemeinschaft und ihre
Mitglieder eine Herausforde-
rung, aber auch eine Chance, mit
eigenen Konzepten Maßstäbe zu
setzen. SR

Vorstand und Geschäftsführung der ÜWG stellen sich mit dem Ehrenmitglied 
Günter Endrikat zum Gruppenfoto

Über das Hamburgische Abwassergesetz 
referierte Harald Koch


